
diese Arbeiten hohe Ansprüche an die so-
zialwissenschaftliche Kompetenz ihrer Leser
stellen, sondern auch darin, dass der Ansatz
sich dann nicht auf die ökonomischen Paral-
lelen diesseits und jenseits des Atlantiks hät-
te beschränken dürfen, sondern auch dar-
über hinaus einen Vergleich der Gesellschaf-
ten und des Rezipientenverhaltens erfordert
hätte, was den Ansatz der Arbeit vielleicht
noch besser untermauert oder auch deutlich
in Frage gestellt hätte. So aber kann sich die
Untersuchung auf die Ebene der normativen
Regeln retten, ohne deren Wirkung näher zu
untersuchen. Dies hätte vielleicht auch er-
geben, dass in den USA jenseits der großen
Städte eine sehr viel stärkere Homogenität
greift als in Deutschland und deshalb Rund-
funk andere Funktionen hat. Denn neben ei-
ner kleinen außerordentlichen kulturellen
Elite und einer Subkultur von Außenseitern
gibt es immer noch jenen Mainstream der
amerikanischen Konstruktion der Wirklich-
keit, der anderen Spielregeln folgt als die
komplexeren europäischen Gesellschaften,
die allerdings in der ethnischen Vielfalt ähn-
liche Entwicklungen fürchten, wie sie dort
schon bestehen, ohne dass ein für die Ein-
wanderungstraditionen typischer hoher Kon-

Das Buch ging aus einer Göttinger Disserta-
tion hervor, die von Christian Starck betreut
wurde. Ihr äußeres Erscheinungsbild ist ma-
kellos. Ob der Ertrag des Vergleichs dem
glänzenden Erscheinungsbild entspricht,
lässt sich erst bei näherer Betrachtung sagen.
Etwas überraschend ist der Grundansatz der
vergleichenden Unternehmung deshalb,
weil in den USA das „public broadcasting“
immer noch nur 2 – 4 % Marktanteil besitzt
und durch „nonprofit educational organiza-
tions“ betrieben wird, die mit dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk in Deutschland nicht
vergleichbar sind. Deshalb muss die Arbeit
ihr anders angelegtes, durchaus recht frag-
würdiges Konzept mit einem erheblichen,
entsprechend größeren Legitimationsauf-
wand durchführen.
Zunächst findet man anfangs den Anlass der
Untersuchung umrissen: Ein Vergleich mit
dem schon immer privatwirtschaftlich ge-
prägten amerikanischen Rundfunk soll neue
Erkenntnisse zur Vielfaltssicherung erbrin-
gen, nachdem dort auch ein öffentlicher
Rundfunk entstanden ist und hier Oligopole
den privaten Rundfunk weitgehend prägen.
Die Schritte der Untersuchung sind über-
sichtlich: Zunächst werden die Rechtsgrund-
lagen des Rundfunksystems sowie die Siche-
rungen der Meinungsvielfalt in Deutschland
einschließlich der europäischen Rechtsre-
geln und Freiheiten dargestellt, dann folgen
die beiden entsprechenden Abschnitte für
die Vereinigten Staaten von Amerika, und
am Ende steht ein Rechtsvergleich, auf den
ein knapper Ausblick folgt, der Thesen ent-
hält. 
Die Rechtfertigung der vergleichenden Un-
ternehmung liegt in dem Resultat der „Ver-
wirtschaftlichung“ des Rundfunks, wie der
Verfasserdies gleich anfangs nennt, womit of-
fenbar gleichsam die Rechtsstrukturen durch
die tatsächlichen Entwicklungen überspielt
werden. Diese ökonomische Perspektive des
Einstiegs in die Vergleichung besitzt in der
Arbeit keine Entsprechung in einer Analyse
des modernen Rezipientenverhaltens, wie
sie etwa seit geraumer Zeit in den Analysen
von Thomas Vesting zu finden ist, die weder
Eingang in den Text noch in das Literatur-
verzeichnis der Arbeit gefunden haben, was
im Übrigen auch für einige andere Autoren
in anderen Zusammenhängen gilt. Dies mag
seinen Grund nicht nur darin haben, dass

kenswert. Zustimmen möchte ich der Verfas-
serin insbesondere darin, dass in einem
grundrechtlich so sensiblen Bereich wie dem
der Kunstförderung staatliche Aktivitäten
sich in den Grenzen der bestehenden Kom-
petenzordnung zu vollziehen haben, dass
die Kulturhoheit der Länder nach wie vor
eine der zentralen Aussagen dieser Kom-
petenzordnung bildet, die auch im Über-
schwang hauptstädtischer Repräsentation
nicht beiseite geschoben werden darf. Inso-
fern ist es sicher kein Zufall, dass die Arbeit
in Bonn und nicht in Berlin entstanden ist. 

Prof. Dr. Christoph Degenhart, Leipzig
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schiedenen Stellen, von der FCC über die
Federal Trade Commission, lokale Verwal-
tungsträger und die Bürger, letztere im Wege
der Beteiligung, darauf durch die Zulas-
sungsverfahren der Lizenzvergabe und des
Vergabevertrags auf Zeit sowie für Kabelbe-
treiber durch „must carry rules“, Sondersen-
derechte für öffentlichen, bildungsbezoge-
nen und gouvernementalen Gebrauch sowie
durch Regeln über die Anmietung von Kanä-
len. Daran schließt entsprechend der vor-
ausgegangenen Darstellung eine Entfaltung
der Sicherungen des wirtschaftlichen und
publizistischen Wettbewerbs an, zunächst
im Sinne von Zurechnungsregeln, dann im
Sinne von Marktregulierungen, von Duopol-
regeln über verschiedene Maßgaben des
„cross ownership“ und zu lokalen Marktab-
sprachen sowie auf nationaler Ebene durch
weitere Vorgaben ähnlicher Art. Die ameri-
kanische Regulierung des Programms be-
zieht sich auf Bedürfnisse der örtlichen Ge-
meinschaft und die Erziehungsprogramme
sowie Regeln gegenüber den Kabelbetrei-
bern zugunsten der kommerziellen her-
kömmlichen Veranstalter. Schließlich sind
Regeln entwickelt worden, die auf der „fair-
ness doctrine“ beruhen, um Dritte zu bändi-
gen und politische Programme zu domesti-
zieren oder auch um Verlautbarungsrechte
der Behörden zu sichern sowie Regeln zu
den Verwertungsrechten und den Hauptsen-
dezeiten. All das schließt wiederum mit
knappen Ausführungen zur Kabel- und Sa-
tellitenverbreitung.
Der folgende Rechtsvergleich bejaht die Ver-
gleichbarkeit der Verhältnisse, hebt allerdings
grundlegende Unterschiede in der verfas-
sungsrechtlichen Doktrin, etwa die Schutz-
pflichtdoktrin zur Rundfunkfreiheit auf deut-
scher Seite nicht hervor. Dies erscheint indes
auch nicht erforderlich, weil der Verfasser ja
für seinen engeren Gegenstand, die Ge-
währleistung von Meinungsvielfalt im Rund-
funk, nicht vertieft unterscheidet zwischen
den grundrechtsdogmatischen Ansätzen
diesseits und jenseits des Atlantiks. Auch
kommt der Ausblick vor dem Gesamtergeb-
nis eher zu weichen Empfehlungen, insbe-
sondere für lokale Programme, deren Wirt-
schaftlichkeit nicht mehr erörtert werden
kann. Richtig ist, dass die Rezipienten und
die Rezeptionsbedingungen bei der Vielfalts-
sicherung eine größere Rolle spielen sollten,

Einzelheiten. Es schließt sich die Regulie-
rung des Programms an, hier durch Pro-
grammvorgaben für private Veranstalter wie
öffentlich-rechtliche Anstalten in unter-
schiedlichem Maße und schließlich die Dritt-
programme im Wege der Fensterprogramme
oder von Sendezeiten für unabhängige Drit-
te, Weltanschauungsgemeinschaften, politi-
sche Parteien und behördliche Befugnisse
zur Verlautbarung. Am Ende folgen wenige
Seiten zu Fragen der Verbreitung, im Sinne
von terrestrischer Abstrahlung, Kabelver-
breitung oder Satellitenempfang.
Die Lage in den USA wird nach einer histori-
schen Einführung zur Geschichte der Gesetz-
gebung sogleich von der Verfassungslage her
erörtert, die naturgemäß zuerst die Dogma-
tik der Rechtsprechung zur Meinungsäuße-
rungsfreiheit ausbreitet. Nach der Darstel-
lung des Schutzbereichs folgt die Erörterung
zulässiger Eingriffe im Sinne des „rational
basis test“, des „strict scrutiny test“ und des
„intermediate scrutiny test“ sowie im Sinne
einer Faktorenlehre zur Bewertung von Ein-
griffen, etwa nach Ort, Zeit und Art und Wei-
se, der Werthaltigkeit der Rede, der bloßen
oder der symbolischen Redeweise und im
Blick auf vorausgegangene Beschränkungen.
Sodann folgen die verfassungsrechtlichen
Grenzen der Eingriffsmöglichkeiten im Sinne
der Lehre über verfassungswidrige Umstän-
de, Unbestimmtheit oder überschießende
Regelungen. Erst darauf kommt die Arbeit zu
Figuren zum Rundfunk, etwa zum Argument
der Knappheit der Übertragungswege, der
Lehre vom öffentlichen Forum und der öf-
fentlichen Debatte sowie des „quid pro quo“
und der Überzeugungsmacht von Rundfunk
als Medium – all dies für die Übertragungs-
arten differenziert und für die Kabelsysteme
ergänzt durch die Flaschenhals-Doktrin, was
den Zugang angeht. Darauf werden die Kom-
petenzen dargelegt, auf der Ebene des Bun-
des vor allem zugunsten der Federal Commu-
nications Commission (FCC), zugleich auch
in verwaltungsrechtlicher Hinsicht, aber
auch die Zuständigkeiten für die örtliche
Verwaltung. Erst dann geht die Arbeit zur
Darstellung der Vielfaltssicherungen über,
hier auf der Ebene der FCC durch Sicherung
von Wettbewerb, Meinungsvielfalt, lokale
Stimmen und Bevorzugungen für Minoritä-
ten. Strukturell wird das abgesichert durch
die Aufspaltung der Aufsicht zwischen ver-

formitätsdruck diese neue Vielfalt würde ein-
binden können.
Wie dem auch sei, die rechtliche Verglei-
chung als solche scheint hingegen, da um-
fassend angelegt, gelungen. Typischerweise
fußt sie im europäisch-deutschen Teil weit-
gehend auf der Darstellung von Rechtsvor-
schriften und deren Auslegung durch die Ge-
richte, während für den amerikanischen Teil
rechtsdogmatische Doktrinen und Vorkeh-
rungen, die meist in der Rechtsprechung ent-
wickelt und fortgebildet worden sind, dazu
dienen, Vielfalt auf mancherlei Weise zu si-
chern. Auf der deutschen Seite sind es nach
einem historischen Abschnitt Art. 10 EMRK
und die zugehörige Rechtsprechung, dann
die primär- und die sekundärrechtlichen
Normen des supranationalen europäischen
Rechts: von der Fernsehrichtlinie über die
Verordnung zur Fusionskontrolle zum Wett-
bewerbsrecht und den europarechtlich oder
nationalrechtlich gesehenen Grenzen der je-
weiligen Regelungsbefugnis, dann die ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen an eine
positive Ordnung gemäß der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts sowie
die kompetenzrechtlichen Abgrenzungen
zwischen Rundfunk- und Wirtschaftsrecht.
Darauf folgen die Vielfaltssicherungen, zu-
nächst für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk von der Grundversorgung über die
technische Erreichbarkeit, den klassischen
Auftrag der weltanschaulichen Vielfalt von
Rundfunk, bis zur Bestands- und Entwick-
lungsgarantie und der finanziellen Absiche-
rung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
sowie zum Grundstandard für den privaten
Rundfunk. Darauf folgt die Darstellung der
einfachrechtlichen Umsetzung durch die
Aufsicht über Rundfunkveranstalter im We-
ge externer und interner Kontrollen – von
den Landesmedienanstalten über die KEK
und die KDLM sowie die staatliche Aufsicht
und die „Zuschauerüberwachung“ zu den in-
ternen Ausprägungen durch die Rundfunk-
räte, die Medienräte und die Programm-
beiräte. Dann kommt die Arbeit zu den Re-
geln über den Zugang zum Rundfunk, von
der Konstituierung des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks über das Vergabeverfahren
für Private und bis zum Zugang in die Ka-
belnetze; darauf folgt eine Darstellung der
wettbewerbsrechtlichen Sicherung publizis-
tischen und ökonomischen Wettbewerbs in
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zu den Arbeiten, die diese Entscheidungen
nicht verteidigen, sie vielmehr in ihrer Wir-
kung eher zu bändigen suchen, was schon
durch einen Hinweis im Vorwort geschieht,
wenn dort gesagt wird, dass jene Entschei-
dungen nur das gubernative – also regie-
rungsamtliche und staatsleitende –, nicht
das administrative Informationshandeln des
Staates betreffen. Dies ist eine Aussage, die
zutrifft. Sie führt aber nicht zu einer Ausein-
andersetzung um die Abgrenzung von gu-
bernativem und administrativem Informati-
onshandeln. Die Arbeit befasst sich vielmehr
nur mit dem administrativen Handeln dieser
Art. Daher kommt sie auch nicht zu der Fra-
gestellung, ob gubernatives Informations-
handeln nicht auch konsequenterweise von
Haftungsansprüchen freigestellt sein müss-
te, jedenfalls wenn es nicht zu Grundrechts-
eingriffen führt. 
Diesen Hintergrund sollte man kennen, zu-
mal es bei der affirmativen Abgrenzung
bleibt, die sich im Vorwort findet, bis in die
Zusammenfassung der Thesen der Arbeit
hinein. Auch ist anzumerken, dass Aufbau
und Prüfungsfolge der Arbeit nicht zu be-
anstanden sind. Sie geben den bisherigen

Die kleine Monographie geht auf ein Rechts-
gutachten zurück, das der Bundesverband
der Deutschen Industrie e.V. in Auftrag ge-
geben hat und nach dem Vorwort des Buches
Ende 2002 vorlag. Ein halbes Jahr zuvor hat-
te das Bundesverfassungsgericht zwei Ent-
scheidungen veröffentlicht, die das Thema
betrafen und in dieser Zeitschrift bespro-
chen worden sind.1

Diese Entscheidungen geben der hohen
Hand, insbesondere der gubernativen, nicht
der administrativen Ebene mehr Möglich-
keiten, den Bürger ohne allzu große Risiken
zu informieren als bisher; sie betonen auch,
dass solche Informationen eher Hilfe zur
Selbsthilfe als unmittelbare Steuerung des
Konsumentenverhaltens sein sollen; nicht
vermochten die Entscheidungen allerdings
die Haftungsrisiken für den Staat wirklich zu
bändigen, eine Schwäche infolge der Kom-
petenzaufspaltung zwischen den Gerichten
mit der historisch bedingten weiten Zustän-
digkeit der Zivilgerichtsbarkeit auch für die
Amtshaftung und ihr vergleichbare An-
sprüche.2 Zudem haben diese Entscheidun-
gen zahlreiche Kritiker auf den Plan gerufen,
die wie bisher auch faktische Eingriffe von
Grundrechten geschützt wissen wollen, also
von einem weiten Verständnis des Schutz-
bereichs der Grundrechte, die unternehme-
rische Tätigkeit schützen können, ausgehen
und ein ebenso weites Eingriffskonzept an-
legen, so dass sie rasch zu einem rechtswid-
rigen Eingriff kommen können, zumal wenn
gesetzliche Grundlagen für die gubernative
Verlautbarung fehlen. Auch Mitglieder des
Bundesverfassungsgerichts haben die skep-
tischen Reaktionen gerade auch der Mehr-
heit der Wissenschaft wahrgenommen, ja of-
fenbar hat es sogar der Berichterstatter in je-
nen beiden Fällen für richtig befunden, auf
einer Insiderveranstaltung zu diesen Angrif-
fen auf jene Entscheidungen Stellung zu
nehmen und die Literatur weitgehend nach-
zuweisen.3 Allerdings wird dort die bis dato
einzige positive Stimme und unter den Kri-
tikern das hier nun anzuzeigende Gutachten
nicht genannt; es mag dahinstehen, weshalb
es zu diesen Verkürzungen kommt, trotz des
günstigen Informationszugangs gerade in
der Bibliothek des Bundesverfassungsge-
richts.
Jedenfalls gehört das hier anzuzeigende
kleine Buch des Herrn Kollegen von Danwitz

als das bisher der Fall ist. Ebenso, dass die
Sondersituation des Rundfunks heute anders
begründet werden muss als in den ersten
Jahren der Rechtsprechung. Zudem trifft zu,
dass eine Zentralisierung der Aufsichtsfunk-
tionen größere Effektivität nach sich ziehen
kann. Auch ist das System der Rundfunkräte
wohl nicht mehr in der bisherigen Form ge-
eignet, Vielfalt zu sichern. Bessere Instru-
mente bieten für die Vielfaltssicherungen
u.a. auch strikte Quoten im Programm. Die-
se Hinweise ließen sich vermehren. 
Insgesamt liegt mit dieser Arbeit eine erheb-
liche Leistung vor, die wieder einmal das oft
kaum zu erschöpfende Material, die Struk-
turen und die Rechtsdogmatik zusammen-
führt und anschaulich macht. Es ist daher zu
verzeihen, wenn hier und da kleinere Män-
gel anzutreffen sind oder dieses oder jenes
jüngere Werk nicht rezipiert ist. Das Buch hat
seinen Platz und sollte wahrgenommen wer-
den.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig 
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